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Vorſchläge zur Reformirung des Caſſeuweſens bei den 
k. k. Vezirkshauptmannſchaften. 


Von Adalbert Proſchko, k. k. Bezirkscommiſſär in Hallein. 


Der ungemeine und ſtetig ſich mehrende Andrang der Agenden, 
welche die k. k. Vezirkshauptmannſchaften als politiſche Behörden erſter 
Inſtanz zu bewältigen haben, bringt es mit ſich, daß auch der Geld— 
verkehr, der ſich hiemit abwickelt, immer bedeutendere Dimenſionen 
annimmt, fo daß dieſer Geldverkehr au und für ſich ſchon ſpeciell 
für den Amtsvorſtand, wie aber aber auch für das zugetheilte Perſonal 
eine bedeutende Verantwortung und Arbeitslaſt bedeutet. 

Im Nachſtehenden ſei es geſtattet, vorerſt die derzeit im All— 
gemeinen übliche Behandlung der Gelder zu beſprechen, hierauf die 
der derzeitigen Praxis anhaftenden Mängel und Bedenken zu erörtern, 
um ſonach auf das Titelthema „Vorſchläge zur Reformirung des 
Caſſenweſſens bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften“ zu kommen. 

So weit dem Verfaſſer dieſer Zeilen bekannt, iſt die derzeitige 
Geldermanipulation durchwegs auf den Baarverkehr beſchränkt. 

Abgeſehen von den Amtspauſchalgeldern, welche der Bezirks- 
hauptmann vierteljährlich beim Steueramte behebt und mit denen er 
die Bezüge der Diurniſten, ſowie die ſonſtigen Kanzleiauslagen baar 
begleicht, bringt der tägliche Geſchäftsgang des Amtes, theils in der 
Form des Baarerlages beim Amte, mittelſt Poſtanweiſungen, Poſt— 
ſparcaſſenanweiſungen (z. B. Zahlungen der Unfallverſicherungs-An⸗ 
ſtalten), Geldbriefen, recommandirten Sendungen, endlich Sendungen 
von Stempeln oder Poſtmarken, eine ganze Menge von Baargeld— 
Einläufen zum Amtsvorſtande, die alle ſchon aus dem Grunde mög⸗ 
lichſt raſch verbucht werden müſſen, damit die Evidenz über keine 
einzelne Poſt verloren gehe. 

Jedem Herrn Bezirkshauptmann iſt es wohl aus eigener Er— 
fahrung bekannt, welche Menge von Zeit hiebei verloren geht, welche 
Aufmerkſamkeit ferners auch dieſem Geſchäftszweige gewidmet werden 
muß, ſoll nicht die Ueberſicht verloren gehen oder Ungenauigkeit ein- 


reißen; ich glaube mich daher auf eine ganz kurze Charakteriſtik in 
dieſer Richtung beſchränken zu können. 

Mit dem Vormittagseinlaufe kommen auch Poſtanweiſungen, 
Geldbriefe, recommandirte Sendungen ꝛc. Der Amtsvorſtand unter- 
ſchreibt die Recepiſſe, und erhält durch den Geldbriefträger die bezüg— 
lichen Geldbeträge ausbezahlt, beziehungsweiſe eröffnet die einlangenden 
Geldbriefe. Unter der übrigen Poſt befinden ſich (was hie und da 
vorkommt) in nicht recommandirten Sendungen auch oft Baarbeträge, 
dann Stempel oder Briefmarken. Dieſer Vorgang wiederholt ſich im 
Laufe des Tages bei jedem Poſteinlaufe. Ferners werden während 
der Amtsſtunden von den beim Amte verkehrenden Parteien an die 
einzelnen Referenten Baarzahlungen verſchiedener Art geleiſtet, wie 
Strafbeträge, Commiſſionsgelder, Jagdkartentaxen, über Requiſitionen 
auswärtiger Behörden einzuhebende Beträge ꝛc. ꝛc. Dieſer Geldverkehr 
concentrirt ſich ſchließlich mit den behandelten Acten ebenfalls beim 
Amtsvorſtand, über alle dieſe Einzelbeträge iſt genau Buch zu führen, 
und der Vormerk auf den einzelnen Acten zu pflegen. 

Befindet ſich der Amtsvorſtand auf einem auswärtigen Amts— 
tage, ſo ſind es wieder oft bedeutende Baarbeträge an Strafgeldern, 
Taxen ꝛc., die er auf ſeine eigene Gefahr bis zu ſeiner Rückkehr 
in's Amt mit ſich zu führen hat, und die dann erſt wieder verbucht 
werden müſſen. 

Noch zeitraubender iſt aber die Abfuhr dieſer Geldbeträge, 
wovon beſonders im Folgenden noch die Rede ſein ſoll. 

Dieſe kurze Schilderung dürfte genügen, um den Uebergang zu 
der weiteren Erörterung zu finden, welche Mängel und Bedenken 
dieſer herrſchenden Praxis anhaften. 

Vor allem iſt zu bedenken, daß die Bezirkshauptmannſchaften 
ſeit dem Zeitpunkte ihrer Errichtung eine ungeahnte Geſchäſts— 
ſteigerung erfahren haben, womit ſich auch der Umfang des Geldver— 
kehres in entſprechendem Verhältniſſe geſteigert hat. Hieraus folgt, 
daß erſtens die Caſſeneinrichtungen vielfach nicht mehr den heutigen 
Anforderungen genügen les dürften wohl bei vielen Bezirkshauptmann— 
ſchaften noch die ſo nothwendigen feuer- und einbruchſicheren Caſſen 
nicht vorhanden ſein), zweitens, daß die Abwicklung des Geldverkehres 
bei vorhandener Möglichkeit eine derartige Vereinfachung zu erfahren 
habe, daß bei der conftatirten Arbeitsüberhaufung der Bezirkshaupt— 
mannſchaften das Abfertigen der Geldagenden ſchnell und zugleich mit 
abſoluter Präciſion ohne Belaſtung des Amtes vor fich gehe. 

Vom fiscaliſchen Standpunkte iſt zu erwägen: 

1. Daß die Verwahrung der bedeutenden Baargeldbeträge, die 
bei allen Bezirkshauptmannſchaften einlangen, in vielfach keine abſolute 
Feuer- und Einbruchſicherheit gewährenden Caſſen eine ftete Gefahr 
für eine Schmälerung des Staatsſchatzes bedeutet, während wiederum 
eine Neuanſchaffung einer großen Anzahl von ſolchen Caſſen einer 
bedeutenden Budgetbelaſtung gleichkäme. 

2. Daß eine Unſumme von Baargeld ſtetig dem Verkehre ent= 
zogen bleibt, wogegen auch vom wirthſchaftlichen Standpunkte aus 
auf Abhilfe zu denken wäre. 
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So wäre denn der Uebergang zu unſerem Thema gegeben. 

Iſt eine Vereinfachung der Caſſengebahrung der Bezirkshaupt— 
mannſchaften möglich? 

Wir find davon überzeugt und erlauben uns dies hiemit aus— 
zuführen, indem wir folgende Forderung aufſtellen: 

Obligatoriſcher Eintritt ſämmtlicher k. k. Bezirkshauptmann— 
ſchaften in den Check- und Clearing-Verkehr des k. k. Poſtſparcaſſenamtes.! 

Es erſcheint an dieſer Stelle wohl nicht nöthig, weitere Aus- 
einanderſetzungen über den Dienſt und den Verkehr des k. k. Poſt— 
ſparcaſſenamtes wiederzugeben, ſondern kann dies als bekannt an— 
genommen werden. 

Die Vereinfachung, die der Geldverkehr der Bezirkshauptmann— 
ſchaften durch den Poſt-Check⸗ und Clearing-Verkehr erfahren ſoll, 
liegt in erſter Linie in dem Verſchwinden des Baargeldes. Schon 
die Art, wie unſer Baargeld zum Amte gelangt, iſt, wie wir oben 
dargethan, ein complicirte; mit Poſtanweiſungen, Geldbriefen ꝛc., 
noch dazu langt es zu allen Tageszeiten ein, muß ſtets gezählt in die 
Caſſe gelegt und verbucht werden. 

Durch den Poſt⸗Check⸗ und Clearing-Verkehr ſpielt ſich der 
ganze Geldeinlanf eines Tages in dem „Conto-Auszug“ ab, der mit 
der Morgenpoſt beim Amte einlauft, in welchem die erfolgten Ein— 
zahlungen poſtenweiſe entweder als mittels der Erlagſcheine, oder als 
Gutſchriften im „Clearing“ effectuirt aufſcheinen, während die vor 
zwei (drei) Tagen mittels Poſt-Check bewerkſtelligten Auszahlungen — 
richtiger Zahlungsanweiſungen — durch Abſchreibung von Guthaben 
beſtätigt erſcheinen. Dieſe Poſten werden nun in ein Geld-Journal 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft (ſiehe unten) übertragen und iſt fo 
binnen weniger Minuten der Geldeinlauf mit abſoluter Präciſion 
erled igt. 

Ein Hauptgewicht hat gleich von Anfang auf die völlige Ab— 
lenkung des Baargeldes gerichtet zu ſein, weil der Baargeldverkehr 
— wie ausgeführt — umſtändlich iſt, und weil das Führen von 
Baargeld neben dem Clearing-Verkehr auch überflüſſig iſt. 

Die Ablenkung des Baargeldverkehres wird folgendermaßen 
erreicht: 

1. Mit den Eintritt in den „Clearing-Verkehr“ erfolgen Zahlun⸗ 
gen von Mitgliedern des Clearing-Verkehrs nur in der Form von 
„Gutſchriften“. 

2. Die Gemeinden, eventuell auch andere Aemter oder Parteien, 
mit denen ein häufiger Geldverkehr beſteht, werden ſeitens des Amtes 
mit Poſterlagsſcheinbücheln auf das Conto des Amtes betheilt, die 
Geſtehungskoſten (das Stück Exlagſchein 1 kr.) können billigerweiſe 
von den Betheilten vergütet werden, weil dieſelben ſich die Koſten 
der Poſtauweiſungsblankette, Privatparteien ſogar die Portokoſten 
erſparen. 

3. Betreffend die an das Amt einlangenden Poſtanweiſungen 
oder allfälligen Poſtſparcaſſenanweiſungen von Mitgliedern des Poſt— 
Check⸗ nicht Clearing- — Verkehres erlegt der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mann zu Handen des Poſtamtes ſeines Amtsſitzes die im Sinne 
des Handels-Miniſterial-Erlaſſes vom 19. Juli 1896, 3. 35.881 
(D.⸗S. Nr. 114½), ausgefertigte Vollmacht, mittels der das k. k. 
Poſtamt ermächtigt iſt, ſämmtliche derartigen Anweiſungen einzu⸗ 
caſſiren, wogegen die k. k. Bezirkshauptmannſchaft vom k. k. Poſtamte 
die Coupon-Abſchnitte erhält und ſeitens des k. k. Poſtſparcaſſenamtes 
die Gutſchreibung auf das Conto des Amtes erfolgt. 

4. Der Bezirkshauptmann, eventuell die zugetheilten Organe, 
die, ſei es auf Amtstagen, oder anderweitigen Amtshandlungen Baar— 
beträge (wie Strafgelder, Forſtſchadenerſatzbetrage u. ſ. w.) einnehmen, 
erlegen dieſe Beträge ſogleich mittels Erlagſcheines (grün) auf das 
Conto des Amtes, wodurch der auf Dienſtreiſe befindliche Beamte 
ſowohl das Riſico des Mitführens fremder Gelder erſpart, als auch 
zugleich durch den in ſeinen Händen bleibenden Abſchnitt des Erlag⸗ 
ſcheines die Beſtätigung der erfolgten Abfuhr der Gelder an das Amt 
in Händen hat. 

5. Baarzahlungen beim Amte können entweder derart vermieden 
werden, daß die Partei mit einem ihr ausgehändigten, mit der Exhibit⸗ 


1 Vergleiche auch die Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des 
Handels einvernehmlich mit dem Oberſten Rechnungshof vom 26. November 1897, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 272, womit die Einführung des Poſt⸗Check⸗ und Clearing⸗Verkehres 
bei den Finanzcaſſen unter gewiſſen Beſchränkungen bereits eingeführt iſt. 


nummer verſehenen Erlagſchein direct beim Poſtamte einzahlt, oder 
es veranlaßt der Beamte, bei dem die Baarzahlung erfolgt, die Ein— 
lage und übergibt dem Amtsvorſtande anſtatt des Baargeldes den mit 
dem Erlagſcheinabſchnitte verſehenen Act als Einlauf. 

Ein weiterer Vortheil dieſer ſo erreichten Ablenkung des Baargeldes 
iſt eine bedeutende Verringerung des Depoſitenverkehres mit dem 
k. k. Steueramte. Die Vorſchrift, bei den Amtscaſſen der k. k. Be⸗ 
zirkshauptmannſchaften keine bedeutenden Baarſummen anwachſen zu 
laſſen, daher Beträge, die vorausſichtlich längere Zeit beim Amte 
erliegen bleiben, ſteuerämtlich zu deponiren, hat ihren Grund nur in 
dem ungenügenden Zuſtande der Amtscaſſen. 

Jede Deponirung, ebenſo jede Behebung erfordert ſowohl für 
die k. k. Bezirkshauptmannſchaft, wie für das k. k. Steueramt eine 
Menge zeitraubender Acte, iſt noch dazu (wie z. B. in Hallein) das 
Steueramt örtlich getrennt, ſo nimmt ein einziger Deponirungsact 
Stunden an Zeit weg. 

Die ſteuerämtliche Deponirung von Baargeld wird durch Ein— 
führung des Clearing-Verkehres völlig überflüſſig: 

1. weil Baargelder nicht mehr geführt zu werden brauchen, 

2. weil weiters der Tag des Erlages jeder einzelnen Geldpoft 
ſich aus dem Caſſejournale der Bezirkshauptmannſchaft (über deſſen 
Einrichtung und Führung unten noch geſprochen werden ſoll) er— 
ſichtlich iſt, daher bei periodiſcher Perluſtrirung dieſes Journales 
ebenſo wie beim Depoſitenjournale die Vereinigung oder aber die 
Durchführung des ſtaatlichen Heimfallrechtes erfolgen kann. 

Haben wir hiemit die Vereinfachungen bezeichnet, welche ſich 
aus der Einführung für den Geldereinlauf ergeben, jo ſoll nun— 
mehr auch dargethan werden, wie ſehr auch die Geldabfuhr ver— 
einfacht iſt. 

Während jetzt bei der Abfuhr jeder einzelnen Poſt der correſpon— 
dirende Baarbetrag aus der Caſſa entnommen werden muß, die ge— 
ſammten Poſten wieder baar zuſammengezählt, Caſſaſchluß gemacht, 
die Baarbeträge der Kanzlei übergeben und dann auf die Poſt ge— 
tragen werden müſſen, wobei immer das Riſico des Verlierens zu 
betrachten iſt, jo entfallen alle dieſe Manipulationen durch den Poſt— 
check- und Clearing-Verkehr mit einem Schlage, weil eben mit Baar— 
geld nicht mehr zu rechnen iſt. 

Der Amtsgang ſpielt ſich ſelbſt bei einer bedeutenden Anzahl 
von Geldſtücken ungemein raſch, und dabei mit abſoluter Präciſion 
ab, wie folgt: 

Die zu erledigenden Geldſtücke werden der Reihe nach herge— 
nommen, die Anzahl der einzelnen Geldpoſten zuſammengezählt, wor— 
auf der Amtsvorſtand aus der Caſſe die correſpondirende Anzahl 
von Poſtchecks (welche die Gebührenfreiheit genießen) entnimmt, welche 
die Kanzlei ausfertigt und die der Amtsvorſtand mit ſeiner Unter— 
ſchriſt verſieht, wonach die Expedition gleichzeitig mit den übrigen 
Acten erfolgt. 

Die Austragung im Caſſajournale kann entweder vom Amts— 
vorſtande oder von einem beauftragten Organe vorgenommen werden; 
ein Irrthum oder ein Ueberſehen iſt ausgeſchloſſen, weil ja der binnen 
zwei Tagen einlangende Contoauszug des k. k. Poſtſparcaſſenamtes die 
Beſtätigung über jede vorgenommene Caſſenbewegung bringt, gewiſſer— 
maßen als gleichlautender laufender Abdruck des Kaſſajournales des 
Amtes fungirt. 

Auf dieſe Art beſchränkt ſich alſo die ganze currente Geld— 
bewegung einer k. k. Bezirkshauptmannſchaft, abgeſehen von den nur 
ſeltener vorkommenden Deponirungen von Werthpapieren ꝛc. als 
Caution, des Tages regelmäßig auf zwei einfache, kurze Manipulationen, 

a) Vormittags: allfällige Eintragung der Poſten des „Conto-Aus— 
zuges“ des k. k. Poſtſparcaſſenamtes ins Caſſajournal. 

b) Nachmittags: allfällige Ausfertigung der Poſtchecks und Ver— 
buchung im Caſſajournal. 

Neben den currenten Geldern — das iſt den mit den Geſchäfts— 
ſtücken der Bezirkshauptmannſchaft in Zuſammenhang ſtehenden Geld- 
beträgen — verfügt der Bezirkshauptmann weiters noch über die 
meiſt quartalsweiſe zu behebenden Pauſchalgelder zur Beſtreitung 
der Kanzleiauslagen. (Diurnen, Beheizung, Beleuchtung, Schreib— 
mate rialien ꝛc.) 

Wir wollen die Frage ununterſucht laſſen, ob für den Bezirks⸗ 
hauptmann eine geſetzliche Verpflichtung beſtehe, förmliche Rechnung 


über die Verwendung dieſer „Pauſchalien“ zu legen. Immerhin 
empfiehlt es ſich jedoch und iſt auch üblich, die Empfänge und Aus⸗ 
gaben auf die Amtspauſchalien in der ſogenannten „Pauſchalrechnung“ 
zu verbuchen. 8 . 5 Bu 

Mit der Einführung des Poſtcheck- und Clearingverkehres empfiehlt 
es ſich für den Bezirkshauptmann ſchon aus praktiſchen Gründen, das 
Amtspauſchale zum größten Theile auf das Checkconto des Amtes 
einzulegen, und ſich nur einen kleinen Baarvorrath zur Beſtreitung der 
kleinen Auslagen zu halten. Der Bezirkshauptmann wird die Be⸗ 
züge der Diurniſten, fällige Rechnungen ꝛc. am pünktlichſten mittels 
Poſtcheck anweiſen und hiebei noch manches Poſtporto erſparen. 

Nachdem nunmehr die Vortheile erläutert ſind, welche für die 
Dienſtesabwicklung bei den k. k. Bezirkshauptmannſchaften durch den 
Eintritt in den Poſtcheck- und Clearingverkehr entſtehen, ſo ſei denn 
nun auch ausgeführt, wie ſich dieſer Eintritt zu geſtalten hätte, wie 
der Uebergang von der gegenwärtigen Baargeld-Gebahrung in den 
Check- und Clearingverkehr intern durchzuführen wäre, wie die Koſten 
zu decken wären, endlich welche Ausgeſtaltung die Geldjournale der 
Bezirkshauptmannſchaft zu erfahren hätten und wie die Verbuchung 
der Einzelpoſten vor ſich zu gehen hätte. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Demonſtration durch die Aufſtellung einer Gedenktafel. Eine ſolche 

Action iſt nicht eine bloße Meinungsäußerung, ſondern gibt viel⸗ 

mehr dem Willen Ausdruck, die Erinnerung an einen Vorgang für 

immerwährende Zeiten lebendig zu erhalten, daher geht ſie über das 

verfaſſungsmäſßßig gewährleiſtete Recht der freien Meinungsäußerung 
hinaus.!) 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 7. Juli 1899 gepflo⸗ 
genen öffentlichen Verhandlung, über die Beſchwerde des Stadtrathes 
von Trieſt de praes. 29. Mai 1899, Nr. 172 R.-G., durch Advo⸗ 
caten Dr. Karl Dompieri, gegen das k. k. Miniſterium des Innern 
wegen Verletzung des durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen 
Rechtes der freien Meinungsäußerung zu Recht erkannt: 

Durch den Erlaß des k.k. Statthalters in Trieſt vom 10. März 1899, 
3. 314, beziehungsweiſe durch den denſelben beſtätigenden Erlaß des 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 11. Mai 1899, 3. 3285, betreffend 
die Siſtirung des Stadtrathsbeſchluſſes vom 21. Jänner 1899, durch 
welchen beſchloſſen worden iſt, in Erinnerung an die am 15. Jänner 
1899 abgehaltene Verſammlung der Abgeordneten und Bürgermeiſter 
von Trieſt, Iſtrien, Görz und Gradiska einen Gedenkſtein mit In⸗ 
ſchrift im Sitzungsſaale einmauern zu laſſen, hat eine Verletzung des 
durch den Artikel XIII des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, gewährleiſteten politiſchen Rechtes der 
freien Meinungsäußerung nicht ſtattgefunden. 

Gründe: Die Beſchwerdeſchrift macht Folgendes geltend. Im 
Jänner 1899 beriefen die Reichsrathsabgeordneten: d' Angeli, Hortis, 
Cambon, Mauroner, Baſevi (für Trieſt), Rizzi, Bartoli, Gambini, 
(für Iſtrien), Lenaſſi, Don Zanetti und Verzegnaſſi (für Görz-Gra⸗ 
diska) nach Trieſt eine Verſammlung der Gemeinde- und Landesver— 
treter der drei genannten Provinzen; zum Zwecke einer einträchtigen 
geſetzlichen Kundgebung angeſichts der Errichtung eines ſerbo-croati— 
ſchen Gymnaſiums in Piſino und des dem Görzer Landtage vorge⸗ 
legten Geſetzvorſchlages bezüglich der Errichtung eines Landesſchul— 
fondes und zum Zwecke einer Vereinbarung über Maßnahmen über— 
haupt, um die kaiſerl. Regierung zu einem Entgegenkommen, den 
Poſtulaten der italieniſchen Bevölkerungen dieſer Provinzen hinſichtlich 
des öffentlichen Unterrichtes gegenüber zu beſtimmen. Dieſe Verſamm⸗ 
lung fand am 15. Jänner 1899 im Municipal⸗Palaſt ſtatt und ver⸗ 
lief in der größten Ordnung mit genaueſter Beobachtung des Geſetzes; 
auch die Zeitungen, welche alle Einzelnheiten des Vorganges berichteten, 
wurden von der Behörde nicht mit Beſchlag belegt. Am 21. Jänner 
beſchloß hierauf der Stadtrath, daß in dem Sitzungsſaale desſelben 


) Man vergleiche die Mittheilung in Nr. 50, S. 252 des Jahrganges 
1895 dieſer Zeitſchrift. 
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ein Stein eingemauert werden ſolle, um in würdiger Weiſe an jene 
Verſammlung zu erinnern, und beantragte den Verwaltungsausſchuß, 
eine paſſende Inſchrift zu entwerfen. In Ausführung dieſes Auftrages 
ſtellte der Verwaltungsausſchuß in der Sitzung vom 24. Februar 1899 
folgenden Text feſt: Am 15. Jänner 1899 — bekräftigten — die 
hier verſammelten — Abgeordneten und Bürgermeiſter — von Iſtrien, 


Trieſt und Oſt-Friaul — gegen die neueſten Anſprüche anderer Völker 


— den unauslöſchlichen tauſendjährigen italieniſchen Charakter — der 
Landſchaſt — zwiſchen den Juliſchen Alpen und dem Meere. Als 
dieſer Text mit den übrigen Verhandlungsgegenſtänden wie gewöhnlich 
in der amtlichen Zeitung veröffentlicht war, befand der Statthalter 
mit Erlaß vom 10. März 1899, Z. 314 / präs. den Beſchluß des 
Stadtrathes auf Grund von § 111 des ſtädtiſchen Statuts zu ſus— 
pendiren und in Folge hievon auch die Ausführung desſelben zu 
unterſagen, und zwar mit nachſtehender Begründung: J. Die Errich— 
tung eines Denkſteines gehe über das Recht der Meinungsäußerung 
hinaus, da zwiſchen der Verewigung und der Aeußerung einer Mei— 
nung offenbar ein Unterſchied obwalte. II. Der Text der Inſchrift 
beziehe ſich auf die Anſprüche „anderer Völker“ und ſpiele hiemit auf 
die Vorkehrungen zu Gunſten des ſlaviſchen Theils der eingebornen 
Bevölkerung an, welche nicht unker „andere“, alſo dieſen Ländern 
„fremde“ Völker eingereiht werden dürfe. Die Bezeichnung dieſes 
Bevölkerungstheiles mit dem Namen „andere Völker“ enthalte eine 
Provocation desſelben und eine Aufreizung gegen ihn. Der Stadt— 
rath habe ſonach mit jenem Beſchluſſe und mit der Ausführung des⸗ 
ſelben ſeinen Wirkungskreis überſchritten und die geltenden Geſetze 
verletzt. Der Stadtrath ergriff dagegen den Recurs an das Miniſterium 
des Innern. Der erſte Grund der Statthalterei-Entſcheidung wurde 
hier damit bekämpft, daß das Geſetz ausdrücklich die Meinungsäußerung 
durch Wort, Schrift, Druck und Bild einräume und hiemit 
ſelbſt Mittel bezeichne, welche dazu dienen, eine Meinung zu ver— 
ewigen. Was für die Schrift, den Druck, das Bild gelte, werde wohl 
auch für den Stein zuläſſig ſein. Uebrigens hat man hier gar keine 
Meinung äußern, ſondern nur an eine Thatſache erinnern wollen, 
welche aus der Geſchichte nicht beſeitigt werden könne. Das Sitzungs— 
protokoll ſchon und der Recurs werden in dem ſtädt. Archiv, jo Gott 
wolle, unvergängliches Zeugniß von dieſer Thatſache geben. Gegen den 
zweiten Grund wurde angeführt, daß, wenn man ein Volk als ein 
„anderes“ als jenes bezeichne, welches die Kundgebung vom 15. Jänner 
entwickelt habe, dies eine ſprachliche Wendung ſei, aber weder eine 
Provocation dieſes „anderen“ Volkes, noch eine Bezeichnung desſelben 
als eines in der Gegenwart dem Lande fremden. Die Inſchrift habe nur 
eine hiſtoriſche Wahrheit beſtätigt. Der Recurs wurde mit Erlaß des 
Miniſteriums des Innern vom 11. Mai 1899, 3. 3285 (Intimat der 
Statthalterei vom 17. Mai 1899, Z. 1195 / präs.) als unbegründet ab— 
gewieſen. Der Stadtrath beſchloß nunmehr in der Sitzung vom 24. Mai 
die Beſchwerde an das Reichsgericht. Der Bürgermeiſter ſtellt ſonach, 
als Vertreter der Gemeinde, im Sinne des § 125 des ſtädt. Statuts, 
unter Berufung auf die Begründung des Miniſterial-Recurſes, das 
Petit um das Erkenntniß: 

„Es ſei durch das von der k. k. Statthalterei in Trieſt am 
10. März 1899, Nr. 314/ präs., gegen den von dem Trieſter Stadt- 
rathe in der Sitzung vom 21. Jänner 1899 gefaßten Veſchluß ein— 
gelegte Verbot, welches von dem k. k. Miniſterium des Innern mit 
Entſcheidung vom 11. Mai 1899, Z. 3285, mitgetheilt durch Statt: 
halterei-Erlaß vom 17. Mai 1899, 3. 1195 / präs., zugeſtellt am 
18. Mai 1899 beftätigt wurde, das allen Staatsbürgern, folglich auch den 
Gemeindevertretungen durch Art. XIII des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, gewährleiſtete politiſche 
Recht, die eigene Meinung durch Wort, Schrift, Druck und Bild 
äußern zu können, verletzt worden und es müſſe daher das bezeichnete 
Verbot aufgehoben werden.“ 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat eine Gegenſchrift nicht 
erſtattet, ſondern nur durch ſeinen Vertreter bei der öffentlichen münd— 
lichen Verhandlung Folgendes geltend gemacht: 

Die Begründung der Statthalterei-Entſcheidung ſei eine voll— 
kommen zutreffende. Die Bezeichnung der Slaven des Küſtenlandes 
durch den Ausdruck „altre genti“ erſcheine im Zuſammenhange des 
hier Geſagten als eine verletzende Bezeichnung und werde durch den 
nachfolgenden Hinweis auf den tauſendjährigen italieniſchen Charakter 
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der Landſchaft zwiſchen den juliſchen Alpen und dem Meere noch 
verſchärft. Der fragliche Beſchluß enthalte überdies nicht nur eine 
Meinungs-, ſondern auch eine Willensäußerung, nämlich jene, den 
italieniſchen Charakter des Landes feſtzuhalten. Der Statthalter ſei 
nach § 111 des ſtädt. Statuts berechtigt geweſen, den Beſchluß zu 
ſiſtiren, und dies habe auch dem Stadtrathe von Trieſt nach dem 
Präjudicat des Reichsgerichtes vom 23. October 1895 klar ſein müſſen. 

Der Vertreter der Beſchwerde ſtellte vor Allem feſt, daß zwiſchen 
dem berufenen erſten Falle und dem gegenwärtigen ein thatſächlicher 
Unterſchied obwalte. Damals habe es ſich um die Anbringung einer 
Gedenktafel in dem Atrium des Stadthauſes, alſo an einem öffent— 
lichen Platze, gehandelt, heute ſtehe die Anbringung einer ſolchen Tafel 
im Sitzungsſaale des Gemeinderathes in Frage. Der Vertreter der Be⸗ 
ſchwerde betont ſodann im Gegenſatze zu ſeinen Mandanten, daß die 
Tafel mit der geplanten Inſchrift nichts als eine Meinungsäußerung 
im ſtrengen Sinne des Wortes, eine petrifizirte Meinungsäußerung 
darſtelle. Es müßte genau feſtgeſtellt werden, wie weit die Grenzen 
einer Meinungsäußerung reichen, wie dauerhaft eine Meinungsäußerung 
ſein dürfe, um als ſolche zu gelten, wenn man dies leugnen wollte. 
Wenn es ſich aber hier nur um eine Meinungsäußerung handle, 
ſo könne man auch von der Ueberſchreitung der geſetzlichen Schranken 
einer ſolchen nicht ſprechen. Die fragliche Verſammlung ſei mit Ge⸗ 
ſtattung der Regierung abgehalten worden und in ſtrenger Geſetzlichkeit 
verlaufen; wie könne die Erinnerung an jene Verſammlung ungeſetzlich 
ſein? Die Bezeichnung „altre genti“ heiße für jeden der italieniſchen 
Sprache Kundigen nichts Anderes als „andere Nationalitäten“. Das 
Verlangen nach einem flaviſchen Gymnaſium in einer italieniſchen 
Stadt für „pretensioni di altre genti“ zu halten, ſei eine erlaubte 
Anſicht. Gegen die Errichtung eines ſolchen Gymnaſiums in einer 
ſlaviſchen Gegend hätten die Italiener wahrſcheinlich nichts ein— 
gewendet. 

Das Reichsgericht vermag die Beſchwerde des Stadtrathes von 
Trieſt als begründet nicht anzuerkennen. 

Der in Rede ſtehende Beſchluß des Trieſter Stadtrathes vom 
21. Jänner 1899 ſtellt ſich überhaupt nicht als eine bloße Meinungs- 
äußerung dar, derſelbe gibt vielmehr dem Willen Ausdruck, durch 
Anbringung einer ſteinernen Gedenktafel im Sitzungsſaale die Erin— 
nerung an den Vorgang vom 15. Jänner 1899 für immerwährende 
Zeiten lebendig zu erhalten. Eine ſolche Action geht aber über das 
durch den Artikel XIII des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, gewährleiſtete Recht der freien Meinungs⸗ 
äußerung hinaus. 

Der Beſchwerde konnte daher keine Folge gegeben werden. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 7. Juli 1899, 3. 210.) 


Literatur. 


Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre nach den politiſchen 
Reden und Schriftſtücken des Fürſten Bismarck. Von Dr. Heinrich 
Roſin, Profeſſor der Rechte an der Univerſität Freiburg i. B. Separatabdruck aus 
den „Annalen des Deutſchen Reichs“, 1898. München und Leipzig. G. Hirth's Verlag. 


Der Verfaſſer unternimmt es, wie ſchon der Titel beſagt, in dem vor⸗ 
liegenden 46 Seiten ſtarken Heftchen aus den Reden und Schriftſtücken Bismarck's 
eine Art Staatsrechtslehre zu conſtruiren. Das Büchlein hätte mit demſelben 
Rechte auch den Titel „Bismarck's Ideal vom Staate“ führen können, denn die 
Ausführungen des rühmlich bekannten Freiburger Staatsrechtslehrers, welche übri⸗ 
gens von einer außerordentlichen Beleſenheit Zeugnis ablegen, wollen uns nicht 
ein durch Bismarck'ſche Brille geſehenes Staatsrecht ſchildern, wie es ſich in deſſen 
Kopfe auf Grund des beſtehenden Rechtes gemalt hat, ſondern wie es nach den 
Wünſchen ſeines patriotiſchen Herzens ſein „ſollte“. 

Der Autor hat ſich damit eine ſchwer lösbare Aufgabe geſtellt; denn der 
officielle Bismarck der Reichstagsreden iſt nicht der Kern ſeines Weſens und ſelbſt 
im engſten Vertrautenkreiſe behielt er ſich trotz der Indiscretionen Buſch's noch 
immer einige Winkel in ſeiner Seele vor, in welche er ſich nicht hineinleuchten ließ. 
Zu allem dem kommt noch, daß Bismarck nie Principienreiter, ſondern ſtets ein 
Politiker der Zweckmäßigkeit war, der ſeine Anſichten gegenüber einer veränderten 
Sachlage ebenfalls änderte. Das Ziel alſo, aus ſeinen Reden ein akademiſches 
Syſtem des Staatsrechts zu conſtruiren, iſt unerreichbar, und der Verfaſſer gibt 
dies auch in der Einleitung zu, indem er erklärt, daß er Bismarck de legibus 
ferendis ſprechen läßt. 

Wenn nun zwar auch das meiſte hier Gebotene nicht neu iſt, ſo iſt es doch 
aus der täglich mehr anſchwellenden Bismarck-Literatur, welche der Autor mit 


Sicherheit beherrſcht, mit großem Fleiß zuſammengetragen und unter Que llen 
angabe recht überſichtlich geordnet. 

Wo ſich Bismarck im Gegenſatz zu der geheiligten akademiſchen Meinung 
der Staatsrechtslehrer ſtellt, mmmt der Verfaſſer mit Recht nicht Partei, ſondern 
beſchränkt ſich auf die Angabe der Thatſachen, welche ſich vielfach, wie z. B. bei 
Abſatz 10, „Volksfreiheit und Staatsſicherheit“ und bei Abſatz 11, „Volksintereſſen 
und Regierungsintereſſen“, wie neu leſen. 

Manche Theile, wie Abſatz 33, „Monarch und Staat. Die Pflichtſtellung 
des Monarchen“ oder Abſatz 34, „Die Miniſter als Diener des Monarchen“ ſind 
zum Theile durch das Erſcheinen der Bismarck ſchen Memoiren antiquirt und be⸗ 
dürften bei einer eventuellen Neuauflage einer erheblichen Erweiterung. 

Im Ganzen präſentirt ſich die Schrift als ein recht leſenswerthes Buch für 
Jedermann, der am politiſchen und ſocialen Leben Intereſſe hat, der aber der Zeit 
ermangelt, die vielbändigen Sammlungen Bismarck'ſcher Reden durchzuſtudiren. 


Dr. Kreuſchner. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Statthalterei. 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Peter Freiherrn Ljubibratich von Tre: 
binje den Orden der eiſernen Krone III. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
Adalbert Stradal das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Oberingenieure Anton Hick 
und Guſtav Bozdech zu Bauräthen, dann die Ingenieure Heinrich Gruber, 
Bartholomäus Piekniczek, Johann Pachnik und Johann Vogler zu Ober 
ingenieuren und die Bauadjuncten Carl Prokſch, Maximilian Setz, Gottlieb 
Jaroſchka, Carl Göbl, Sigmund Reisner, Guſtav Berger, Eduard 
Mayer und Oswald Richter zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in 
Niederöſterreich ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur-Adjuncten 
I. Claſſe der priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn Johann Trunovsky zum In⸗ 
genieur im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Jakob Wagner zum Steuer⸗ 
oberinſpector bei der Finanz-Direction in Klagenfurt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberbergverwalter Joſef Korsic von der 
Bergverwaltung Klauſen zur Bergdirection Idria überſetzt. 


Erledigungen. 


1 Bauadjunctenſtelle in der X. Rangsclaſſe und 1 Praktikanten⸗ 
ſtelle mit dem Adjutum jährl. 500 fl. im Staatsbaudienſte in Mähren bis 
30. September 1899. (Amtsbl. Nr. 201.) 

Mehrere Statthaltereiconcipiſten ſtellen in der X. Rangsclaſſe, jo: 
wie mehrere adjutirte Statthalterei-Conceptspraktikantenſtellen in 
Dalmatien bis 30. September 1899. (Amtsbl. Nr. 208.) 

1 Officialsſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der Finanzprocuratur in 
Wien bis 30. September 1899. (Amtsbl. Nr. 204.) 

1 Kanzliſtenftelle in der XI. Rangsclaſſe bei der Direction der Staats⸗ 
ſchuld in Wien bis 15. October 1899. (Amtsbl. Nr. 205.) 

Adjunctenſtelle in der IX. Rangsclaſſe, eventuell Concipiſtenſtelle in 
der X. Rangsclaſſe bei der Finanz-Procuratur in Wien bis 2. October 1899. 
(Amtbl. Nr. 206.) 


Sammlung 


von 


Gutachten und Entſcheidung über den Amfang 
der Gewerberechte 


nach amtlichen Quellen herausgegeben von 
Br. Friedrich Yuei, und Dr. Runolf Mareſch, 


Hof: und Gerichtsadvocat in Wien Secretär der Handels- und Gewerbe: 
kammer in Wien. 


J. Band: Preis broſchirt 9 fl. 50 kr., elegant gebunden 10 fl. 50 kr. 
II. Band: Preis broſchirt 5 fl., elegant gebunden 5 fl. 80 kr. 


Beide Bände zuſammengenommen broſchirt 12 fl. eleg. geb. 1% fl. 


BE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 25 und 26 der Erkenutniſſe finanz.⸗rechtlicher Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


